
zeitige Aufhebung der Eigentums- und Vermögens­
gemeinschaft der Ehegatten erhoben.
Wenige Wochen später reichte der Verklagte erneut 
Scheidungsklage ein, die nunmehr Erfolg hatte. In die­
sem Rechtsstreit haben die Parteien für den Fall der 
Scheidung über die Teilung des gemeinschaftlichen 
Eigentums und Vermögens einen Vergleich geschlossen, 
der gerichtlich bestätigt wurde.
Hierauf zeigten beide Parteien im Verfahren wegen 
vorzeitiger Aufhebung der Eigentums- und Vermögens­
gemeinschaft Erledigung der Hauptsache an und bean­
tragten, dem Prozeßgegner die Verfahrenskosten aufzu­
erlegen.
Die Zivilkammer hat die Kosten des Rechtsstreit^ der 
Klägerin auferlegt, da die Voraussetzungen für eine 
vorzeitige Aufhebung der Vermögensgemeinschaft nicht 
gegeben gewesen seien.
Auf die Beschwerde der Klägerin hat das Bezirksgericht 
die Entscheidung der Zivilkammer aufgehoben und 
den Verklagten verpflichtet, die Kosten zu tragen. Dazu 
hat es ausgeführt: Es treffe zwar zu, daß allein das 
Getrenntleben der Ehegatten einen Antrag nach § 41 
FGB nicht rechtfertige. Das Kreisgericht habe jedoch 
nicht beachtet, daß der Verklagte ohne Zustimmung der 
Klägerin über Gegenstände des gemeinsamen Eigen­
tums einseitig verfügt habe. Die Voraussetzungen für 
eine Klage auf vorzeitige Aufhebung der Vermögens­
gemeinschaft könnten auch nicht deshalb verneint wer­
den, weil die Klägerin einen großen Teil des gemein­
schaftlichen Eigentums hinter sich habe. Insoweit werde 
auf Abschn. Ill, Ziff. 11 der Richtlinie Nr. 24 des Ober­
sten Gerichts zur Aufhebung der Eigentums- und Ver- 
mögensgemeinschaft der Ehegatten während und nach 
Beendigung der Ehe vom 22. März 1967 (NJ 1967 S. 240) 
verwiesen. Demzufolge sei durchaus ein berechtigtes 
Interesse der Klägerin an der vorzeitigen Aufhebung 
der Vermögensgemeinschaft gegeben gewesen. Deshalb 
habe der Verklagte die Kosten nach § 4 Abs. 1 der
3. VereinfVO in Verbindung mit § 1 FVerfO zu über­
nehmen und die außergerichtlichen Kosten des Be­
schwerdeverfahrens zu tragen.
Gegen den Beschluß des Bezirksgerichts richtet sich, 
soweit über die Verfahrenskosten entschieden wurde, 
der Kassationsantrag des Präsidenten des Obersten 
Gerichts. Der Antrag hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Nachdem beide Parteien den Rechtsstreit in der Haupt- 

^ saihe für erledigt erklärt hatten, war entsprechend § 4 
Abs. 1 der 3. VereinfVO vom 16. Mai 1942 (RGBl. I 
S. 333) in Verbindung mit § 44 Abs. 1 FVerfO über die 
Kosten durch Beschluß unter Berücksichtigung des bis­
herigen Sach- und Streitstandes nach billigem Ermes­
sen zu entscheiden. Die Instanzgerichte haben mit un­
terschiedlichem Ergebnis die gesamten Kosten jeweils 
einer Partei auferlegt. Eine solche Kostenregelung wäre 
gerechtfertigt gewesen, wenn sich auf Grund des bis­
herigen Prozeßverlaufs eindeutig ergeben hätte, welche 
Partei im Rechtsstreit unterlegen wäre (OG, Beschluß 
vom 9. Februar 1967 - 2 Wz 1/67 - NJ 1967 S. 296). 
Andererseits will die vorgenannte Kostenvorschrift ver­
meiden, daß nach Erledigung der Hauptsache allein we­
gen der noch zu treffenden Entscheidung über die Ver­
fahrenskosten Beweise erhoben werden (OG, Urt. vom 
20. Mai 1958 - 1 Zz 216/57 - OGZ Bd. 6, S. 187). Ist 
also der Verfahrensausgang nach dem bisherigen Sach- 
und Streitstand noch ungewiß, weil die Rechtsfolge we­
gen des sich widersprechenden Parteivortrags ohne wei­
tere Klärung des Sachverhalts durch eine Beweisauf­
nahme nicht hinreichend erkennbar ist, haben Ermes­
senserwägungen Platz zu greifen. Dabei wird Kosten­
aufhebung i. S. des § 92 Abs. 1 ZPO dann in Erwägung 
zu ziehen sein, wenn nach dem voran gegangenen Pro­
zeßverlauf offen bleibt, welche Partei mit ihrem Antrag 
Erfolg gehabt hätte.

Diese grundsätzlichen Überlegungen bei Anwendung 
des § 4 Abs. 1 der 3. VereinfVO haben beide Instanz­
gerichte nicht beachtet und sind daher zu Entscheidun­
gen gelangt, die diese Bestimmung verletzen. Wie im 
Kassationsantrag zutreffend ausgeführt wird, ist dem 
Bezirksgericht darin beizupflichten, daß ein rechtliches 
Interesse und somit ein Rechtsschutzbedürfnis für eine 
Klage auf vorzeitige Aufhebung der ehelichen Eigen­
tums- und Vermögensgemeinschaft nicht deswegen ver­
neint werden kann, weil der die Aufhebung betrei­
bende Ehegatte selbst Werte in Besitz hat, die ggf. sei­
nem Anteil am gemeinschaftlichen Eigentum und Ver­
mögen entsprechen oder diesen sogar übersteigen. Es 
hat insoweit richtig darauf hingewiesen, daß einem 
Ehegatten sowohl aus familiären als auch persönlichen 
Interessen an der Erlangung bestimmter Gegenstände 
gelegen sein kann, die sich im Besitz des anderen von 
der Familie getrennt lebenden Partners befinden.
In diesem Zusammenhang kann ein Antrag nach § 41 
FGB u. U. auch dann gerechtfertigt sein, wenn der an­
dere Ehegatte Gegenstände von nicht geringem Wert in 
seinem Besitze hat, die (wie z. B. ein Pkw) einem schnel­
len Wertverschleiß unterliegen, weil durch eine unge­
rechtfertigte Alleinnutzung die Vermögensinteressen 
des klagenden Ehepartners oder minderjähriger Kin­
der gefährdet werden können und ihnen deshalb nicht 
zuzumuten ist, mit der endgültigen Klärung der Eigen­
tumsverhältnisse bis zur Auflösung der Ehe, deren 
Zeitpunkt oft nicht vorausgesehen werden kann, zu 
warten.
Da eine teilweise vorzeitige Aufhebung der Eigentums­
und Vermögensgemeinschaft nicht zulässig ist (OG- 
Richtlinie Nr. 24, Abschn. III, Ziff. 12), ist bei solcher 
Sachlage dem interessierten Ehegatten die Möglichkeit 
zu eröffnen, durch eine gerichtliche Entscheidung die 
Eigentumsverhältnisse an solchen Gegenständen unter 
Einbeziehung aller übrigen Vermögenswerte endgültig 
klären zu lassen. An Hand des bisherigen Sach- und 
Streitstandes lag es nahe, daß solche Voraussetzungen 
in dem von der Klägerin eingeleiteten Verfahren gege­
ben waren. Es war daher nicht gerechtfertigt, wie durch 
die Zivilkammer geschehen, die Voraussetzungen für 
eine vorzeitige Aufhebung der Vermögensgemeinschaft 
ohne weiteres zu verneinen und deshalb der Klägerin 
die gesamten Verfahrenskosten aufzuerlegen. Das 
schließt nicht aus, daß auch insoweit zur endgültigen 
Klärung des Sachverhalts noch zusätzliche Erörterun­
gen erforderlich gewesen wären.
Aber auch die Entscheidung des Bezirksgerichts ist 
fehlerhaft. Es hat verkannt, daß der Erfolg der von der 
Klägerin gewünschten Verteilung der einzelnen Vermö­
gensstücke, wie sie in den Anlagen zur Klagschrift 
näher dargelegt wurde, nicht schon deshalb gesichert 
war, weil es nahe lag, daß die Vorbedingungen für 
eine Klage nach § 41 FGB gegeben waren. Der Ver­
klagte hat im Termin vom 17. Juni 1966 erklärt, daß er 
dem Teilungsplan der Klägerin nicht zustimme, sondern 
einen eigenen Teilungsplan anderen Inhalts vorlegen 
werde. Zu einer konkreten Gegenäußerung des Ver­
klagten ist es nicht mehr gekommen, weil der Durch­
führung des zweiten Eheverfahrens Vorrang gegeben 
wurde und schließlich in zweiter Instanz eine Einigung 
über die Teilung des gemeinschaftlichen Eigentums und 
Vermögens der Parteien erzielt werden konnte. Be­
weise wurden im Verfahren auf vorzeitige Vermögens­
auseinandersetzung ebenfalls nicht erhoben.
Hieraus folgt, daß in diesem Rechtsstreit keine Klä­
rung dazu erfolgt ist, ob die in der Anlage 1 zur Klag­
schrift angeführten Gegenstände tatsächlich Allein­
eigentum der Klägerin darstellen. Es gibt auch keine 
Hinweise dafür, welche Gegenstände des gemeinsamen 
Vermögens der Verklagte im einzelnen für sich in An-
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